
Vorwort

Vom amtierenden Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier hört man, dass er

die 2010 vom früheren Bundespräsidenten Christian Wulff geprägte Zugehörig-

keitsformel »Der Islam gehört zu Deutschland« nicht mehr für zeitgemäß hält.

Wulff hatte die auch von Wolfgang Schäuble und Angela Merkel benutzte Formu-

lierung als Reaktion auf die Sarrazin-Debatte bekräftigt. Sein Nachfolger Joachim

Gauck vermied das Bekenntnis zum deutschen Islam und sprach lieber davon,

»Muslime« seien Teil des deutschen Staates. Seitdem haben sich abgeschwäch-

te Sprechvarianten wie »Muslim*innen sind Teil der deutschen Gesellschaft«

in deutschen politischen Führungsämtern durchgesetzt. »Der Islam gehört zu

Deutschland« ist aus der Mode gekommen.

Nun gibt es durchaus Gründe, die Zeitgemäßheit der Islam-Formel in Frage zu

stellen.Nicht nur gibt es sehr viele andere Anspruchsgruppen zumBeispiel imKon-

text von LGBTQI+, die sich ebenfalls eine symbolische politische Integration und

Inschutznahme wünschen, so dass der Parolenkatalog für die Politik rasch endlos

werden könnte. Auch kann man sich fragen, ob »gehört zu« nicht purer Kulturalis-

mus ist, denn in einer offenen Gesellschaft besitzt niemand ein Interpretationsmo-

nopol für derartige Setzungen. Der multikulturelle Nationalismus ist gut gemeint.

Der integrationistische Hund beißt sich aber irgendwie in den liberal-demokrati-

schen Schwanz.

Dennoch kann man der Absetzbewegung der deutschen Politik, die sich nicht

mehr klar zum Islam als Teil von Deutschland bekennen möchte, auch kritisch be-

gegnen.Der Kampf umdiese Formel ist längst zu einemkulturkämpferischenCode

geworden, an dessen Grenzen viele – nicht nur Muslim*innen selbst – abzulesen

versuchen, ob es der deutsche Staat mit dem Kampf gegen Muslimfeindlichkeit

ernst meint. Und das mit gutem Grund. Wenn empirisch nachgewiesen ist, dass

die Mehrheit derjenigen, die sich in Deutschland durchaus gegen Rassismus und

für Toleranz aussprechen, wiederum muslimfeindliche Einstellungen aufweisen,1

dann bleibt die allgemeine Rede von der neuen »Zuwanderungsgesellschaft« oder

1 Kai Hafez/Sabrina Schmidt (2015), Die Wahrnehmung des Islams in Deutschland. Religions-

monitor – verstehen was verbindet, Gütersloh: Bertelsmann Stiftung, S. 27–32.
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dem erfreulichen »Migrationshintergrund« wirkungslos. Sie trifft nicht den Kern

des antimuslimischen Rassismus in diesem Land, in dem jeder zweite Mensch

muslimfeindliche Einstellungen besitzt, weil derartige Überzeugungen bis tief in

die Mitte der bürgerlichen Gesellschaft hinein als salonfähig gelten.2 Der Islam

wird hier nicht als Religion betrachtet, der gegenüber man Toleranz walten lassen

muss, sondern als eine gefährliche und mit der »westlichen« Zivilisation unver-

trägliche Ideologie. Diese – man muss es so nennen – pauschale, uninformierte

und am Ende rassistische Haltung ist der Brückendiskurs zwischen einem großen

Teil der gesellschaftlichenMitte und der rechtspopulistischen und in Teilen rechts-

extremistischen Alternative für Deutschland (AfD), deren Parteiprogramme vor

Varianten der Aussage »Der Islam gehört nicht zu Deutschland« nur so wimmeln.

Die verfassungsfeindlichen Kräfte in unserem Land halten derartige Aussagen also

für durchaus zeitgemäß.

Deswegen ist die Frage so bedeutsam, die Imad Mustafa in seinem Buch stellt,

ob die politische Elite in DeutschlandMuslim*innen nicht doch viel eindeutiger vor

Vorurteilen,Beschimpfungen und tätlichenAngriffen schützenmuss, die sie in die-

sem Land täglich erleben.Wenn dieWeigerung vom Islam als Teil Deutschlands zu

sprechen als ein Zugehörigkeitsvorbehalt interpretiert werden kann, dann ist dies

Wasser auf die Mühlen des Rechtsextremismus, der sich durch demokratische In-

stitutionen geradezu ermächtigt fühlen dürfte.

Ist die »Brandmauer« gegenüber der AfD, von der alle anderen Parteien im-

mer gerne sprechen, auf eine gewisse Art im subtilen Alltagshandeln der Politik

längst zusammengebrochen? Ist es dem reaktionären Zeitgeist gelungen, den

symbolischen politischen Aufbruch, der ursprünglich interessanterweise vom

konservativen Lager ausging (Schäuble, Wulff, Merkel), zu stoppen? Schaffen es

autoritäre Populisten und Extremisten einer immer kleiner werdenden weißen

Bevölkerungsschicht, sich die kulturelle Hegemonie gegen alle Gesetzmäßigkeiten

der Verfassung und der wachsenden Multikulturalität der Gesellschaft für einige

weitere Jahre zu sichern?

Mustafa zeigt in seinemWerk,wie diemeisten politischen Parteien inDeutsch-

land sehr wohl ein langsamwachsendes Bewusstsein für die Probleme vonMuslim-

feindlichkeit entwickeln. Er weist nach,wie in einigen Sternstunden des deutschen

Bundestages der AfD Paroli geboten worden ist und wie deutsche Politiker*innen

sich in couragierter Form vorMinderheiten gestellt haben –dafür gebührt der Poli-

tik hierzulande durchaus einmal Applaus! Die AfD hat es keineswegs geschafft, den

Diskurs der deutschen politischen Klasse beliebig nach rechts zu verschieben. Die

deutschepolitischeKultur ist bislangauchanders als die anderer europäischerStaa-

ten stark genug, Verfassungsfeinde wie die AfD, die unter anderem die Religions-

2 UEM (2023), Muslimfeindlichkeit – eine deutsche Bilanz, Berlin: Bundesministerium des In-

neren und für Heimat, S. 43ff.
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freiheit von Muslim*innen einschränken wollen und deren Verbot offen diskutiert

wird,3 von Regierungsverantwortung fernzuhalten.

Unterhalb dieser scheinbaren Wehrhaftigkeit der Demokratie droht allerdings

ein Vakuum zu entstehen, weil weder auf der Ebene der Symbolpolitik noch in

anderen Feldern des Regierungshandelns Muslimfeindlichkeit wirklich bekämpft

wird. Im aktuellen Verfassungsschutzbericht 2022 finden sich nur wenige Hin-

weise auf Islam- bzw. Muslimfeindlichkeit – dem extremistischen Islamismus

aber wird ein ganzes Kapitel gewidmet. Die mangelnde Sensibilität gegenüber

antimuslimischem Rassismus findet sich in allen Ecken des politischen Systems.

Ein großer Teil deutscher Polizist*innen hegtmuslimfeindliche Anschauungen: ein

Drittel befürchtet, dass Deutschland ein muslimisches Land werde; die Mehrheit

möchte nicht in muslimisch geprägten Stadtteilen leben.4 Das liegt durchaus im

Trend der allgemeinen Bevölkerungsstatistik, ist aber eben auch nicht besser. Von

»Bürger*innen in Uniform« müsste man eigentlich ein differenzierteres Weltbild

erwarten können, Schulungen und Milieuvernetzung müssten verbessert wer-

den, die Sicherheits- wie auch andere Behörden von innen reformiert. Gerade

Migrant*innen aus der Türkei, Westasien oder Afrika sind von Racial Profiling

betroffen. Muslimfeindliche Straftaten wiederum werden vielfach gar nicht als

solche erkannt. Die NSU-Morde und Hanau haben gezeigt, dass der Staat nicht so

antirassistisch-wehrhaft ist, wie man sich dies wünscht und oft eher Teil des Pro-

blems als der Lösung ist. Der Deutsche Bundestag ist seinerseits bislang allenfalls

bereit, die Zumutungen der AfD verbal zurückzuweisen – echte gesetzgeberische

Reformprozesse leitet er in vielen Bereichen nicht ein.

Passivität und Reformverweigerung von Institutionen gelten heute in der Ras-

sismustheorie zu Recht als Teil eines institutionellen bzw. strukturellen Rassismus.

Diskriminierende Denk- und Handlungsroutinen (von durchaus schwer arbeiten-

den Staatsbeamt*innen!) nicht zu durchbrechen, ist ein Versäumnis, das ebenso

schwer wiegt wie offener Rassismus. Die Liste der politischen Versäumnisse in

Deutschland aber ist lang und wird immer länger. Es bleibt nur zu hoffen, dass

der Bericht des Unabhängigen Expertenkreises Muslimfeindlichkeit (UEM) des

Bundesinnenministeriums von 2023 Anlass zu einem grundlegenden Überdenken

der strukturellen Muslimfeindlichkeit sein wird.

Mustafa hat zum Entstehen des UEM-Berichts durch ein brillantes Gutachten

zu Parteiprogrammen und Bundestagesdebatten, das die Grundlage für das hier

vorgelegte Buch gewesen ist, ganz wesentlich beigetragen. Sein Verdienst ist es,

dass erstmals seit demEinzugderAfD indenBundestag einumfassenderÜberblick

3 Hendrik Cremer (2023), Warum die AfD verboten werden könnte. Empfehlungen an Staat

und Politik, Berlin: Deutsches Institut für Menschenrechte.

4 UEM (2023), S. 231ff.
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über das politische Denken im Innenraum der Legislative entstanden ist, das Fort-

schritte sowie Stagnationstendenzen und Rückschritte im Bereich der politischen

Ideologien undDiskurse konkret empirisch nachweist. Seine Arbeit sollte daher die

allergrößte Beachtung erfahren.

Kai Hafez

Erfurt, den 2. Juli 2023
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